
Die Richter der Bezirks- und Kreisgerichte haben vor 
den Volksvertretungen, die sie gewählt haben, einmal 
jährlich zu berichten. Die Berichterstattung hat vor 
allem das Ziel, in den Volksvertretungen über die Kri­
minalität und Gesetzesverletzungen, ihre Erscheinungs­
formen und Ursachen zu beraten und die Kraft der 
ganzen Gesellschaft zur Beseitigung der Ursachen und 
Bedingungen für die Kriminalität zu gewinnen.

Die Gerichte und die anderen Organe der Rechtspflege 
unterrichten weiterhin die jeweiligen örtlichen Staats­
organe, besonders die Bezirks- und Kreistage, über alle 
jene Fragen aus ihrer Tätigkeit, die für die Erfüllung 
der Aufgaben dieser Organe von Bedeutung sind.

Die Organe der Rechtspflege und die Nationale Front 
haben in diesem Zusammenhang die besondere Ver­
pflichtung, jenen Menschen zu helfen, die nach Ver­
büßung ihrer Strafe den Weg in die Gesellschaft zu­
rückfinden müssen. Denn der Sinn der sozialistischen 
Strafrechtspflege besteht darin, Menschen vor strafbaren 
Handlungen zu bewahren, zum Nutzen de$ä einzelnen,- 
zum Nutzen von uns allen.

*
Indem unsere sozialistische Rechtspflege zum Anliegen 
und zur Aufgabe des ganzen Volkes wird, entwickeln 
wir die sozialistische Rechtsordnung der Deutschen 
Demokratischen Republik immer mehr zum nationalen 
Vorbild wahrer Gerechtigkeit und Humanität.

Der Staat schützt die Rechte der Bürger
Aus dem Bericht des Generalstaatsanwalts der DDR, Josef Streit; 
auf der 25. Tagung des Staatsrates

Die dem Entwurf des Erlasses über die Aufgaben und 
die Arbeitsweise der Organe der Rechtspflege voran­
gestellten Grundsätze gehen von der Tatsache aus, daß 
in der Deutschen Demokratischen Republik auf der 
Grundlage der Beseitigung der Ausbeutung des Men­
schen durch den Menschen die Menschenrechte, die 
wahrhafte Gerechtigkeit und die Wahrung der Freiheit 
der Bürger voll verwirklicht sind. Alle Bürger wissen, 
daß ihr Staat ihre Rechte und Interessen schützt und 
die sozialistische Gesellschaft und die sozialistische 
Rechtsordnung die ehernen Garantien für die Wahrung 
der Rechte und Freiheiten der Bürger und deren Aus­
übung bieten.
Mit den grundlegenden Veränderungen in der mate­
riellen Produktion und durch die gemeinsame Arbeit am 
sozialistischen Aufbau sind neue Beziehungen der Men­
schen zur Gesellschaft, zum Staat und zueinander und 
bessere Bedingungen für die Entwicklung des sozia­
listischen Bewußtseins entstanden.
Die Kommission, die mit der Ausarbeitung des Erlasses 
beauftragt war, hat deshalb in den Grundsätzen zum 
Ausdruck gebracht, daß durch die wachsende bewußte 
Teilnahme der Bürger am sozialistischen Aufbau stän­
dig neue gesellschaftliche Kräfte unseres gesellschaft­
lichen und staatlichen Lebens einbezogen werden kön­
nen und müssen.

Demokratischer Zentralismus im Gerichtswesen
An der Spitze stehen die neuen Aufgaben der Gerichte 
in der DDR. Der Sinn dieses Teiles besteht darin, daß 
die Rechtsprechung der gewählten Gerichte jeweils 
durch gewählte höhere Gerichte angeleitet und kontrol­
liert wird, wobei das Oberste Gericht das höchste 
Organ der Rechtsprechung ist. Es ist der Volkskammer 
und zwischen deren Tagungen dem Staatsrat verant­
wortlich.
Durch diese Maßnahme wird die administrative Leitung 
der Rechtsprechung der Kreis- und Bezirksgerichte 
durch das Ministerium der Justiz beseitigt und die Un­
abhängigkeit der Richter in dem Sinne verstärkt, daß 
nunmehr die Oberste Volksvertretung und der Slaats- 
iat darüber wachen, daß die Gerichte streng nach den 
Gesetzen Recht sprechen und kein Verwaltungsorgan 
befugt ist, in die Rechtsprechung einzugreifen. Die Ver­
wirklichung dieses Vorschlages setzt den demokratischen 
Zentralismus auch im Gerichtswesen voll durch.
Was die Arbeitsgerichte anbetrifft, so haben diese nach 
der Verabschiedung des Gesetzbuches der Arbeit eine 
weitere Entwicklung erfahren und ihre Arbeit verbes­
sert. Besonders vorteilhaft war dabei der Ausbau des 
Senats für Arbeitsrechtssachen am Obersten Gericht

der Deutschen Demokratischen Republik und die Über­
nahme der Anleitung der Bezirks- und Kreisarbeits­
gerichte durch diesen Senat. Mit den Vorschlägen im 
Entwurf des Erlasses erfährt die Arbeitsgerichtsbarkeit 
eine weitere Vervollkommnung, indem bei den Kreis- 
und Bezirksgerichten besondere Kammern und Senate 
für Arbeitsrechtssachen gebildet werden. Dieser Schritt 
ist ein weiterer Beitrag zur Festigung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit.
Umfangreiche und wesentliche Vorschläge wurden hin­
sichtlich der Verstärkung der Gesetzlichkeitsaufsicht der 
Staatsanwaltschaft gemacht. Es wurde ein breites 
System von Maßnahmen ausgearbeitet, das sich auf die 
Aufsicht der Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfah­
ren, auf die Aufsicht über die Gesetzlichkeit, in der 
Haftbefehlspraxis, im Gerichtsverfahren, in der Straf­
vollstreckung und im Strafvollzug erstreckt. Die Staats­
anwaltschaft hat weitgehende Befugnisse und Rechte im 
Interesse und zum Wohle des Volkes wahrzunehmen. 
Es wurde deshalb vorgeschlagen, den Generalstaats- 
anwalt. der Volkskammer und zwischen ihren Tagungen 
dem Staatsrat zu unterstellen.

Dogmatische Auffassungen werden überwunden
Entscheidend in der Arbeit der Kommission aber war 
immer der Ausgangspunkt, daß es darauf ankommt, in 
der Arbeit der Rechtspflegeorgane eine neue Qualität 
zu erreichen. Mit den im Entwurf enthaltenen Vorschlä­
gen soll eine grundlegende Veränderung in der Arbeit 
erzielt werden, und dazu sollen die Möglichkeiten, die 
die sozialistische Gesellschaft für den Kampf gegen 
Gesetzesverletzungen bietet, voll ausgenutzt werden. 
Die Kommission berücksichtigte bei ihrer Arbeit die 
Kritik der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
und des Staatsrates an den dogmatischen Auffassungen 
einiger Strafrechtswissenschaftler und an der mangeln­
den Verbindung eines Teiles der Richter, Staatsanwälte 
und Mitarbeiter der Untersuchungsorgane zu den Men­
schen und zum Leben.
Diese Kritik hat innerhalb der Rechtspflegeorgane und 
unter den Rechtswissenschaftlern dazu geführt, daß von 
den falschen Thesen abgerückt wurde. Was jedoch die 
tiefere Verarbeitung der Fragen des Wesens und der 
Ursachen des Verbrechens, der Vertiefung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit und des Ausbaus der Rechte 
der Bürger, der gesellschaftlichen Erziehung und der 
richtigen Differenzierung bei der Anwendung von 
Strafen betrifft, so steht eine gründliche Bearbeitung 
noch bevor.
Im Ergebnis des Meinungsstreites und der Auseinander­
setzungen über diese Fragen wurden sichtbare Fort-
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